
EU-Parlament

CDU für Sperrklausel
Die CDU will bei Wahlen
zum Europäischen Parlament
die Drei-Prozent-Hürde wie-
der einführen. Auf diese Wei-
se solle ein transparentes und
handlungsfähiges Parlament
sichergestellt werden, heißt

es in einem Beschluss des
Bundesfachausschusses Euro-
papolitik, der ins Programm
der Partei für die Bundestags-
wahl eingehen soll. Statt auf
nationaler Ebene müsse eine
Mindest-Sperrklausel europa-
weit festgeschrieben werden.
Das Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe hatte eine

deutsche Regelung Anfang
2014 für nichtig erklärt, weil
diese gegen die Chancen-
gleichheit der Parteien ver -
stoße. Die CDU fordert zu-
dem, dass die deutsche Spra-
che in der EU gleichrangig
mit dem Englischen und dem
Französischen behandelt wer-
den soll. ran

Flüchtlinge

Gerichte kritisieren
Bundesamt
Die oft unzureichende Arbeit
des Bundesamts für Migra -
tion und Flüchtlinge (Bamf)
wird zunehmend zur Belas-
tung für die Verwaltungsge-
richte. Dies wurde bei einem
Treffen der Justizstaatssekre-
täre von Bund und Ländern
Ende März in Mainz kriti-
siert. Wohl um die Zahl der
erledigten Verfahren in die
Höhe zu treiben, würden
Fluchtursachen nur unzurei-
chend geprüft. Die Richter
müssten in solchen Fällen die

Arbeit des Bamf erledigen.
Verfahren zögen sich oft
 unnötig in die Länge, weil
Anfragen von Verwaltungs-
richtern trotz mehrfacher
 Erinnerungen unbeantwortet
blieben. Justizstaatssekretäre
kritisierten auch, dass die
Prozessreferate der Behörde
noch immer nicht genügend
zusätzliches Personal hätten,
obwohl seit Langem mit
 einer Prozessflut gerechnet
werden musste. Allein Nord-
rhein-Westfalen hat 59 zu-
sätzliche Richterstellen ge-
schaffen, um die vielen Asyl-
verfahren zügig bearbeiten
zu können. bas

Bundeswehr I

Zugeständnis an
Heckler & Koch
Das Verteidigungsministe -
rium macht bei einem wichti-
gen Beschaffungsprojekt er-
neut Zugeständnisse an die
Rüstungsindustrie: Das neue,
18000 Euro teure Maschinen-
gewehr der Bundeswehr
braucht nicht so präzise zu
schießen wie ursprünglich
verlangt. Das Ministerium
hat den Liefervertrag des
MG5 im Dezember kurzer-
hand geändert. Demnach dür-
fen nach einem Rohrwechsel
die Einschläge bei Einzelfeu-
er doppelt so stark vom ange-
peilten Ziel abweichen wie
vorgesehen. Das Ministerium
bekommt für die Vertrags -
änderung einen Preisnachlass
von dem Waffenfabrikanten
aus Oberndorf am Neckar.
Die Kosten für die Lieferung
von zunächst gut 7000 Ge-
wehren, die sich um zwei Jah-
re verzögert hat, sind aber
wegen technischer Änderun-
gen um 5,7 Millionen Euro
auf 131 Millionen Euro ge -
stiegen. Als Verteidigungs -
ministerin Ursula von der
Leyen (CDU) vor zwei Jah-
ren das Sturmgewehr G36
von Heckler & Koch wegen
Präzisionsmängeln ausmuster-
te, versprach sie, die Indus-
trie künftig unerbittlich zur
Einhaltung von Qualitätszusa-
gen zu verpflichten. „Offen-
sichtlich hat das Ministerium
nicht viel aus der G36-Affäre
gelernt“, kritisiert der Grü-
nen-Verteidigungsexperte
 Tobias Lindner. gt, mgb
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Bundeswehr II

Deutsche Hilfe 
für Tunesien
Die Marine will stärker mit
Tunesien zusammenarbeiten.
Das hat der deutsche Vize -
admiral Andreas Krause bei
einem Besuch in dem nord-
afrikanischen Krisenstaat ver-
einbart. Der Inspekteur der
Marine folgte der Einladung
des Befehlshabers der tunesi-
schen Seestreitkräfte und traf
auch den Verteidigungsminis-

ter. Vor allem in drei Berei-
chen soll nun eine enge Ko-
operation geprüft werden:
bei den Tauchern, der Mari-
neakademie und der Tauch-
medizin. Gedacht ist an eine
gemeinsame Ausbildung und
den Austausch von Offizie-
ren. Experten der Marine sol-
len nach Nordafrika reisen,
um die Zusammenarbeit vor-
zubereiten. Tunesien beteiligt
sich bereits jetzt an dem so -
genannten Nato-Mittelmeer-
Dialog. ham
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Marinespezialkräfte der Bundeswehr
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Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg

Bildung

Schulz-Plan würde
Milliarden kosten
Die Absicht des SPD-Kanzler-
kandidaten Martin Schulz, 
im Falle eines Wahlsiegs die
staatlichen Bildungsangebote
von Gebühren zu befreien,
könnte bis zu fünf Milliarden
Euro pro Jahr kosten. Dieser
Betrag werde wohl fällig,
wenn Eltern und Studenten
nicht mehr für Kitas und 
Unis zahlen müssten und
auch  Berufsausbildungskurse
und Meisterprüfungen für
Azubis und Handwerker kos-
tenlos wären, heißt es in der
Parteispitze. Da der SPD-
Chef auch mehr Sozialarbei-
ter in Schulen und einen
Rechtsanspruch auf Ganz -
tagsbetreuung angekündigt
hat, könne es noch teurer
werden. Ungeklärt ist außer-
dem, wer die Kosten über-
nähme, wenn die Gebühren
wirklich entfielen. Es handelt
sich größtenteils um Ange -
bote der Kommunen und
Länder. Vermutlich müsste
sich der Bund stärker als
 bislang an den Kosten betei -
ligen. böl


